
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
St. Gallen, 25. September 2009 
 
PERSONALGESETZ; VERNEHMLASSUNG 

 
 
Sehr geehrter Herr Regierungsrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme. Wir müssen allerdings mit grösstem Befrem-
den feststellen, dass wir in die Entstehung dieses Gesetzes in keiner Weise einbezogen wurden. Für die 
Belange der Lehrerschaft war eine diesbezügliche Sozialpartnerschaft BLD – KLV nicht existent, was uns 
in Anbetracht der Auswirkungen auf die Lehrpersonen unzumutbar erscheint. Wir erwarten daher, dass 
die von uns in dieser Stellungnahme geäusserten Punkte ernsthaft überprüft und entsprechend korrigiert 
werden. 
 
Hier einige Vorbemerkungen: 
Es macht Sinn die verschiedenen personalrechtlichen Regelungen des Staates in einem Gesetz zusam-
menzufassen. Der Wunsch der Regierung vom Verfügungs- zum Vertragsmodell zu wechseln wird mit 
der Gleichberechtigung der Partner begründet. Es ist jedoch nicht zwingend, in einem solchen Fall gleich 
den ganzen Rechtsmittelweg zu ändern und den Entzug der aufschiebenden Wirkung zu legiferieren. Ein 
solches Ziel liesse sich auch mit einem nach wie vor möglichen verwaltungsinternen Rechtsmittelverfah-
ren unter Beibehaltung der aufschiebenden Wirkung erreichen. 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich mit dem vorliegenden Vernehmlassungsentwurf die An-
stellungsbedingungen der Lehrpersonen praktisch durchwegs verschlechtern. Für die Kündigung eines 
Anstellungsverhältnisses braucht es nur noch ausreichende Gründe, die Finanzierung der vorzeitigen 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ab 58 Jahren ist nur gesichert, wenn das Pensionskassengesetz 
angenommen wird. Das Instrument der Disziplinaruntersuchung wird abgeschafft. Der Rechtsmittelweg 
ist für die betroffene Lehrperson unvorteilhaft und kann höhere Kosten verursachen. Es fehlen notwendi-
ge Übergangsfristen für ältere Lehrpersonen und die Ausführungsverordnungen sind noch nicht einmal 
im Entwurf bekannt. Die wenigen positiven Punkte im Bereich Krankheit und Unfall liessen sich auch auf 
andere Weise verwirklichen. Die Eile und Hektik für dieses Gesetz ist nicht nachvollziehbar, es wäre 
durchaus möglich und sinnvoll, die Revision des Pensionskassengesetzes abzuwarten, zumal keine zeit-
liche Dringlichkeit besteht. 
 
Die während Jahrzehnten ausgehandelten Errungenschaften zwischen den Sozialpartnern werden mit 
dem neuen Personalgesetz teilweise zunichte gemacht. Nebst den offensichtlichen Nachteilen wird das 
Gesetz zumindest bei den Lehrerkategorien seinem Anspruch nicht gerecht. Nach wie vor existieren 
Ungleichheiten zwischen den Lehrpersonen der Volksschule und der Sekundarstufe II. Zudem sind Ände-
rungen im Volksschulgesetz (VSG) aufgrund des neuen Personalgesetzes (PG) unvollständig und wichtige 
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Punkte wurden nicht beachtet, z.B. die Frage der Lehrervertretung in Gremien, in denen Beschlüsse ge-
fasst werden – insbesondere dort, wo Kompetenzen an Schulleitungen delegiert werden. 
Zu den einzelnen Artikeln äussern wir uns wie folgt: 
 
Allgemeine Bestimmungen 

 

Personalgesetz 

Art. Titel 
Volksschulehrpersonen  

(inkl. Therapiepersonal) 

Mittel- und  

Berufsschullehrpersonen 

3 Sozialpartnerschaft Wir gehen davon aus, dass der 
KLV wie bisher Sozialpartner 
bleibt. Dies muss in der Verord-
nung festgehalten werden. 
 

 

4 Information und Mit-
wirkung 

Die in diesem Artikel aufgeführ-
ten Punkte dürfen in der Verord-
nung nicht abschliessend gere-
gelt werden. 

 

10 Übertragung  
Begründung Arbeits-
verhältnisse 

Die Delegation einer Anstellung 
resp. Kündigung auf eine nach-
geordnete Stelle (Bsp. Schulleiter) 
scheint uns sehr problematisch 
zu sein. Speziell die Kündigung 
darf nicht von einer einzelnen 
Person, sondern nur von einer 
Kommission (z.B. bestehend aus 
Schulrat und Schulleiter) ausge-
sprochen werden, um Willkür zu 
verhindern. 
.  

Die Delegation einer Anstellung 
resp. Kündigung auf eine 
nachgeordnete Stelle (Bsp. 
Schulleitung) scheint uns sehr 
problematisch zu sein. Speziell 
die Kündigung darf nicht von 
einer einzelnen Person, son-
dern nur von einer Kommissi-
on, (z.B. für die Berufsschul-
lehrkräfte könnte dies die 
„Kantonale Berufsschulkom-
mission“ sein und für die Mit-
telschullehrkräfte der Rektor 
und ein  Mitglied des Erzie-
hungsrates) ausgesprochen 
werden, um Willkür zu verhin-
dern. 
. 

 
 
Arbeitsverhältnis 

 

Personalgesetz 

Art. Titel 
Volksschulehrpersonen  

(inkl. Therapiepersonal) 

Mittel- und  

Berufsschullehrpersonen 

15 Probezeit Die Probezeit in der Volksschul-
stufe ist kein taugliches Mittel 
und darf darum nicht eingeführt 
werden. 

Die Probezeit ist auch in der 
Sekundarstufe ll kein taugliches 
Mittel und darf darum nicht 
eingeführt werden. 

18 Begründung Wirtschaftliche Überlegungen sind aus unserer Sicht kein Grund für 
die Entlassung einer Lehrperson. 
Nur ausreichend sachliche Gründe dürfen nicht zu einer Kündigung 
führen. Der Arbeitgeber muss triftige sachliche Gründe vorbringen 
können. Weil ausreichend wohl ein nicht sehr schwerwiegender 
Grund bedeutet, zumal die obige Aufzählung sowieso einen erheb-
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lichen Ermessensspielraum der entscheidenden Stelle einräumt.   
Eine ordentliche Kündigung ist nur auf Semesterende zulässig. 
Bei Entlassungen aus betrieblichen Überlegungen oder Umstruktu-
rierungen verlangen wir einen Sozialplan. 

19 fristlose Kündigung Dieser Artikel ist zu offen formuliert. Wir lehnen eine Auflösung des 
Dienstverhältnisses ohne Verschulden der Lehrperson, wie sie z.B. 
bei einer generellen Ablehnung der Lehrkraft durch die Schüler 
resp. Eltern vorkommen könnte, entschieden ab. 
Wir wünschen eine griffigere Formulierung. 

21 
 
 
 
 
 
 

Freistellung Im Personalgesetz ist die Frei-
stellung durch den Arbeitgeber 
geregelt. Das VSG sollte dahin-
gehend ergänzt werden, dass 
auch bei Lehrpersonen eine 
Freistellung nach erfolgter Kün-
digung möglich ist. Dies könnte 
Konflikte erheblich entschärfen.  

 

22 Kündigungsschutz Wir wünschen die gleichen Be-
stimmungen wie sie für die Lehr-
kräfte der Sekundarstufe ll  (ge-
mäss OR) gelten. Das heisst, das 
Volksschulgesetz muss entspre-
chend ergänzt werden.  
Ansonsten hätten die Volksschul-
lehrpersonen im Verhältnis zu 
den anderen öffentlich-
rechtlichen Angestellten einen 
klaren Rechtsnachteil.  

 

24 Abgangsentschädigung Analog zum Personalgesetz soll 
auch im VSG eine Abgangsent-
schädigung Aufnahme finden. 
Dies befürworten wir. 

Die Regierung kann die Vor-
aussetzung zur Bemessung 
durch Verordnung regeln. Es 
darf nicht sein, dass in der 
Verordnung doch noch auf ein 
allfälliges Verschulden der 
Lehrperson abgestellt wird. 

25 Ende des Arbeitsverhält-
nisses aus Altersgründen 
Grundsatz 

Gemäss aktueller Regelung erfolgt der ordentliche Übertritt in den 
Ruhestand auf Ende des Schuljahres nach Vollendung des 63. Al-
tersjahrs ( Art. 74 VSG). 
Das neue PG sieht eine Verschiebung auf das 65. Lebensjahr vor. 
Weil das neu zu schaffende Pensionskassengesetz bei Einführung 
des PG noch nicht in Kraft gesetzt wurde, kann dies zu einer mas-
siven Schlechterstellung der Versicherten führen, weil eine Über-
gangsregelung fehlt. Ein weiterer Unsicherheitsfaktor bildet bezüg-
lich der Pensionskasse das obligatorische Finanzreferendum. Sollte 
deshalb das Pensionskassengesetz und das Personalgesetz nicht 
gleichzeitig realisiert werden, muss eine Übergangslösung erar-
beitet werden. 
 

26 Vorzeitige Beendigung 
1. im Einzelfall 

Diese Massnahme wird gemäss 
Art. 26 durch den Arbeitgeber 
angeordnet, wenn bestimmte 

Der Kündigungsschutz und der 
Hauptlehrerstatus müssen in 
einer geeigneten Form erhalten 
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Gründe gegeben sind. Da diese 
Gründe nahe an Willkür grenzen, 
können wir diesem Passus nur 
zustimmen, wenn das Pensions-
kassengesetz gleichzeitig in Kraft 
gesetzt wird und dort der Arbeit-
nehmer vor finanziellen Verlus-
ten garantiert geschützt wird. 
 

bleiben. Die Kündigungsgrün-
de müssen in der bisherigen 
Form bewahrt werden. 
Es darf keine Zwangs- und 
Frühpensionierungen geben. 
Weil zu berücksichtigen ist, 
dass die Öffentlichkeit auf den 
verschiedensten Ebenen mitre-
det und die Lehrpersonen die-
sem Einfluss stärker ausgesetzt 
sind, als die übrigen Staatsan-
gestellten.  

27 2. von Gruppen von Mit-
arbeiterInnen 

Diese Regelung funktioniert nur, wenn das Pensionskassengesetz 
in der vorgesehenen Form in Kraft tritt. 

57 c) Arten Ein Schwerpunkt des geplanten neuen PG wird realistischerweise 
nicht mit Inkrafttreten realisiert werden können, da die Finanzie-
rung (durch das Pensionskassengesetz) noch nicht geregelt ist. Es 
besteht eine Unsicherheit, ob alle Schulgemeinden auch bereit 
sind, diese Einlagen in die Pensionskasse zu tätigen.  

 
 
Gestaltung des Arbeitsverhältnisses 

 

Personalgesetz 

Art. Titel 
Volksschulehrpersonen  

(inkl. Therapiepersonal) 

Mittel- und  

Berufsschullehrpersonen 

34 Verordnungen Die Regierung stellt in Aussicht, 
dass verschiedene Anpassungen 
auf Verordnungsstufe vorge-
nommen werden. 
Für die Lehrpersonen der Volks-
schule muss die Erhöhung der 
Ferien um 2 bis 3 Tage analog 
ebenfalls realisiert werden. (z.B. 
zusätzliche Bündelitage) 
Wir unterstützen die Absicht, den 
bezahlten Vaterschaftsurlaub auf 
mindestens 5 Tage zu erhöhen. 

Die Regierung stellt in Aussicht, 
dass verschiedene Anpassun-
gen auf Verordnungsstufe vor-
genommen werden. 
Für die Lehrpersonen der Se-
kundarstufe II muss 
die Erhöhung der Ferien um 2 
bis 3 Tage analog ebenfalls 
realisiert werden. 
Wir unterstützen die Absicht, 
den bezahlten Vaterschaftsur-
laub auf mindestens 5 Tage zu 
erhöhen. 

36 Lohn  
Bemessung 

Die Regierung beabsichtigt, die Einstufungs- und Beförderungsricht-
linien, im Hinblick auf ein neues Lohnsystem, weitgehend zu über-
arbeiten. 
Die Eckpfeiler der neuen Einstufungs- und Beförderungsrichtlinien 
und des neuen Lohnsystems müssen bereits vor Beginn der Refe-
rendumsfrist des PG auch für Lehrpersonen bekannt sein, denn 
diese Neuordnung kann wesentliche Auswirkungen auf den Le-
bensarbeitszeitlohn einer Lehrperson haben.  
Wir fordern das Beibehalten des bisherigen Systems mit den klar 
unterteilten Gehaltsstufen und dem Automatismus, weil bei den 
Lehrpersonen eine objektive Beurteilung der Leistung kaum möglich 
ist. Lehrpersonen sind oft Nicht-Fachleuten „ausgeliefert“. 
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44 ausserordentliche 
Leistungsprämien 

Es muss dafür gesorgt werden, 
dass die Leistungsprämien auch 
ausgerichtet werden. 

Wir fordern für die Lehrperso-
nen der Sekundarstufe ll eben-
falls eine Leistungsprämie in 
der gleichen Höhe wie bei den 
Volksschullehrkräften. 

45 Treueprämie Die Regelung der Treueprämie ist im interkantonalen Vergleich 
derart ungenügend, dass es sich grundsätzlich aufdrängt, diesen 
Bereich neu zu regeln. 

60 Sozialplan Weder im VSG noch im LBG wird 
die Möglichkeit eines Sozialpla-
nes erwähnt. 
Das PG sieht keine diesbezügli-
che Änderung im VSG oder LBG 
vor. 
Wir wünschen auch bei den 
Volksschullehrpersonen einen 
Sozialplan. Dieser wäre bei der 
Zusammenlegung kleinerer Schu-
len mit Arbeitsplatzabbau hilf-
reich. 

 

73 Streikrecht Die aufgeführten Gründe treffen bei den Lehrpersonen nicht zu, 
deshalb gilt für die Lehrkräfte das Streikrecht. 

77 Administrativunter- 
suchung 
Durchführung 

Das Kapitel Disziplinarrecht  (Art. 
81 bis 86 VSG) wird vollständig 
aufgehoben. Wesentliche Aspekte 
für die Durchführung einer Admi-
nistrativuntersuchung und 
deren Folgen fehlen jedoch: 
Kein Antragsrecht auf Diszipli-
naruntersuchung durch Lehrper-
son. 
Keine milderen Massnahmen wie 
mündliche oder schriftliche Bean-
standung mehr möglich. 
Dadurch wird die Rechtstellung 
der Lehrpersonen massiv ver-
schlechtert. 
Die Art. 75 bis 78 PG müssen 
unter Beibehaltung eines modifi-
zierten Disziplinarverfahrens ins 
VSG übernommen werden.  

Das Administrativverfahren 
ersetzt das Disziplinarverfahren 
nach Disziplinargesetz. 

  Die Möglichkeit einer Administrativuntersuchung begrüssen wir in 
leichteren Fällen, da sich nicht jeder Fall für ein Disziplinarverfahren 
eignet.  
Wir begrüssen, dass die Disziplinarkommission im konkreten Fall 
auch untersucht, ob der Arbeitgeber korrekt gehandelt hat. 
Es muss verhindert werden, dass Kündigungen leichter ausgespro-
chen werden können. 
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Personalrechtliche Massnahmen 

 

Personalgesetz 

Art. Titel 
Volksschulehrpersonen  

(inkl. Therapiepersonal) 

Mittel- und  

Berufsschullehrpersonen 

80 Arten Zuweisungen von anderen Arbeiten mit Lohnkürzungen kommen 
bei Lehrpersonen nicht in Frage, da diese nicht einfach administra-
tiv beschäftigt werden dürfen. 

81 Stellungnahme Bei einer drohenden Kündigung muss die Lehrperson zwingend das 
Recht auf Anhörung haben.  

 
 
Streiterledigung 

 

Personalgesetz 

Art. Titel 
Volksschulehrpersonen  

(inkl. Therapiepersonal) 

Mittel- und  

Berufsschullehrpersonen 

82 Rechtsmittel Wir lehnen die Rechtsmittel in der vorgelegten Form ab, weil  
das verwaltungsinterne Verfahren (Rekurs beim Erziehungsrat für 
Volksschullehrpersonen, Bildungsdepartement für Lehrpersonen 
der Sekundarstufe II) sowie die Beschwerde ans Verwaltungsge-
richt abgeschafft werden sollen. Das wichtige Instrument der auf-
schiebenden Wirkung ist ebenfalls ersatzlos gestrichen. Durch die 
personalrechtliche Klage wird zudem der Fristenlauf bei einer 
Kündigung nicht gehemmt, d.h. die Kündigung wird auf jeden Fall 
vollzogen und eine Weiterbeschäftigung über den Kündigungs-
termin hinaus ist nicht möglich! 
Durch den Entzug der aufschiebenden Wirkung verlieren die Lehr-
personen massiv an Verhandlungsspielraum beim Aushandeln 
von allfälligen Freistellungen oder Abgangsentschädigungen.  
Zudem war das verwaltungsinterne Verfahren relativ kostengüns-
tig und schnell. Die Übernahme der bisherigen Spruchpraxis des 
Erziehungsrates durch das Verwaltungsgericht ist nicht zwingend. 
Die Entscheide der vergangenen Jahre zeigen deutlich, dass das 
Verwaltungsgericht eher arbeitgeberfreundlich Recht spricht. Der 
Erziehungsrat fällte aufgrund seiner Nähe zur Bildung zumeist 
inhaltlich auch nachvollziehbare Urteile. 
Der Rechtsdienst des Bildungsdepartement wird zukünftig als 
eigentliche Rechtsabteilung der Schulträger wirken, da der Erzie-
hungsrat, respektive das Departement keine Rekursfälle zu ent-
scheiden hat.  

83 Personalrechtl. Klage 
Streitgegenstand 

Wir lehnen es ab, dass Kündigungen und fristlose Kündigungen 
nicht mehr angefochten werden können.  
 

86 Verfahren und Kosten Wir lehnen die Kostenregelung ab und verlangen, dass sich die 
Kostenlosigkeit auf das gesamte Verfahren ohne Streitwertgrenze 
erstreckt.  
 

87 Schlichtungsverfahren 
Schlichtungsstelle in  
Personalsachen 

Wenn eine Schlichtungsstelle geschaffen wird, erwarten wir, dass 
der KLV als Organ der Mitverantwortung bezeichnet wird.  
Wir begrüssen in Ergänzung der personalrechtlichen Klage und 
der Schlichtungsstelle ein Mediationsverfahren einzufügen. 
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111 Vollzugsbeginn Für uns ist es zwingend, dass das Personalgesetz gleichzeitig mit 
dem Pensionskassengesetz in Kraft gesetzt wird, weil die beiden 
Gesetze eng miteinander verknüpft sind. Noch vorher muss die 
Verordnung zum Personalgesetz im Entwurf vorgelegt werden. 
Dabei ist die Mitwirkung der Sozialpartner bei der Ausarbeitung 
zwingend. 
 

 
Wie wir eingangs bereits festgestellt haben, erwarten wir eine genaue Überprüfung der vorgeschlage-
nen Fassung des Personalgesetzes aufgrund der von uns geäusserten Punkte. Wir sind auch bereit, die 
für die Lehrerschaft strittigen Punkte mit Ihnen zu diskutieren, damit jene Punkte einfliessen können, die 
wegen des fehlenden Einbezugs des Sozialpartners bei der Erarbeitung nicht berücksichtigt wurden. 
 
 
Freundliche Grüsse 
KLV St. Gallen 
Das Präsidium 
 
 
 
 
Hansruedi Vogel Hansjörg Bauer Ruedi Hofmänner 
 


